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Öffentliche Bekanntmachung

Satzung der Verbandsgemeinde Sprendlingen-Genslngen

über die Bildung elnes Beirats für behinderte Menschen
vom 2B.05.2009

Der Verbandsgemeinderat hat auf Gnjnd der §§ 24 und 56 a Abs. 1 Salz 1 Gemeindeordnung (GemO) die fol-
g ende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§1
Einrichtung elnas Belrats (Dr behindarte Menschen

Zur Wahrnehmung der Interessen der Einwohnerinnen und Einwohner mit Behindemngen wird In der Vertands-
gemeinde ein Behindertenbeirat gebildet.

§2
Aufgaben des Beirats für behinderte Menschen

(1) Der Betlindertenbeirat ist die Interessenvertretung der Menschen mit Behimteiungen.
Der Behindertenbeiral kann über alle Angelegenheiten beraten, die die Belange behinderter Menschen in
der Verbandsgemeinde berähren, Gegenüber den Organen der Verbandsgemelnde kann sich der Behinder-
tenbeirat hierzu äuBem, soweit Selbstverwaltungsangelegenheiten der Verbandsgameinda betroffen sind.
Auf Antrag des Beirats für behinderte Menschen hat der Buigemieister Angetegenheiten im Sinne des Sat-
zes 2 dem Verbandsgemeinderat zur Beratung und Entscheidung voRUlegen.

(2) Die Geschäftsordnung des Verbandsgemelnderates bestimm), in welcher Form Milgliedei des Behals für
behinderte Menschen im Rahmen seiner Aufgaben an Sitzungen das Gemeinderats und seiner Ausschüsse
teilnehmen.

§3
Bildung und Zusammensetzung des Belrata für behinderte Menschen

(l) Der Beirat besteht für die Wahlperiode des Veitandsgeneindefates aus folgenden sUmmberechtglen Mit-
gliedern:

a)10wllJährgeEinwohne[innen/EinwohnerausderVerbandsgenelndeSprendtingen-Gensingen. Durch
otfentlfche Bekanntmachung und Ausschretbung werden interessierte Einwohnerinnen / Einwohner, be-
vofzugt mit SchweibehindertBnausweis, aufgefordert, sich bei dem BOigermeister für eine Mitwirkung im
BeiratzubewertiBn.

Die Bewertiungen weiden dann wm Bürgermeister gesfchtet und fürdte Berufung voigeschlagen.

b) Jeweils eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der interessierten, In der Verbandsgemeinde vertretenen
WohUahrtsverbände. Dfe Vertrelerinnen bzw. Vertreter werdeo von den Verbänden gegenüber dem Bür.
germeister schriNfch benannL

(2) Alle Mitglieder des Beirates »reiden vom VertMndsgemeinderat für die Dauer der Wahbeit des Rates ge-
wählt

(3) Scheidet ein nach § 3 Abs. 1 Buchstaben a) oder b) gewähltes Mitglied vor Ablauf der Amlszeit aus, so er-
folgt eine Nachwahl gemäR den Vorgaben nach § 3 Abs. 1 Buchstaben a) oder b).
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(4) Die Mitglieder des Beirats für behinderte Menschen üben ein Ehrenaml aus. Ihre Aufwandsentschädigung
richtet sich nach den Bestimmungen der Hauptsatzung.

§<
Voreta und Verfahren

(1) De? Behindertenbelrat wählt aus seiner Mitte mit einfacher Mehrtieit eine Voisitzende oder einen Vorsitzen-
den und eine Stelhertreterin oder einen Stellvertreter. Solange führt den Vorsitz der Bürgermeisler. Weiter-
hh benennt der Beiral eine Schrtftföhrerin bzw. einen SchriftBhrer, soweN diese FunkBon nicht die Voislt-
zende oder der Vorsitzende übernimmt Die Voisltzeode oder de» Vorsitzende täUgl dte Geschäfte des Bei-
rates und vertritt ihn nach außen.

(2) Der Bürgermsister oder dessen Vertreter Im Amt kann an den Sibungen des Beirats für behinderte Men-
sehen mit beratender Stimme teilnehmen. Der Bürgermeisler Informiert den Bahlndertenbelrat ftuhzeNg
über die Beschlüsse des Verbandsgemeinderates und seiner Aussdiüsse, die die Belange der Menschen
mi! Behinileningen beriihren und gibt dem Behindertenbelral Gelegenheit zur Stellunj nähme und Mitwir-
kung gemäß $ 2.

(3) Die Vemailungsgeschäte des Beirab für behinderte Menschen führt die VerbandsgemeindevemaHung.

(4) Im Übrigen gelten die Beslimmungen der Geschäftsordnung des Vertiandsgemeinderates slnngemäB.

S5
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01 .07.2009 in Kraft. Gteichzelig tritt die Sateung vom 10.03.2005 außer Kraft.

Sprendlingen, den 25. Mai 2009

J'ried.el.'Bess, Bürgermeister

Hinweis nach 5 24 Abs. 6 Gemelndeordnuna Rheinland-Pfalz:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung
(GemO) oder auf Grund der GemO zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt gemäß § 24 Abs. 6 Satz 2 GemO nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder

die Bekanntmachung der Satzung verietzt worden sind, oder
2. vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 GemO genannten Frist die Aufslchtsbehärde den Beschluss

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der
Gemeinde (Verbandsgemeinde) -Verwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalls, der die
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verietzung nach § 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht, so kann nach
Ablauf der in § 24 Abs, 6 Satz 1 GemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.


